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Leistungs- und Prüfungsvereinbarung 

gemäß § 75 SGB XII 
 

zwischen 
 

dem örtlichen Sozialhilfeträger, 
Kreis Mettmann, vertreten durch den Landrat, 

- nachstehend "Kreis“ genannt - 
und 

dem Diakonischen Werk im Kirchenkreis Niederberg e.  V. 
- im Folgenden "Anbieter“ genannt - 

 

für die ambulant betreute Wohngemeinschaft für deme nzerkrankte 
Menschen 

in xxxxx 

 
 
I. Allgemeines 
 
§ 1 Gegenstand der Vereinbarung 
 
(1) Der Anbieter versorgt, pflegt und betreut rund um die Uhr pflegebedürftige, demenz-

kranke Menschen in der o.g. Wohngemeinschaft, hierfür stehen x Zimmer zur Verfü-
gung. Das vom Anbieter erarbeitete und mit dem Kreis abgestimmte Konzept (Anlage 
1) bildet die Grundlage dieser Vereinbarung. 
 

(2) Die von den Mieterinnen und Mietern jeweils frei wählbaren, ambulanten Pflegeleis-
tungen stellen im Einzelfall Leistungen der häuslichen Pflege gem. § 36 SGB XI dar.  
 

(3) Die Wahlfreiheit der Mieterinnen und Mieter bei der Auswahl von Pflegediensten 
gem. § 2 (2) SGB XI wird durch das Angebot des Anbieters nicht eingeschränkt. 

 
(4) Die vom Anbieter zu erbringenden Leistungen dienen der Sicherstellung des notwen-

digen Lebensunterhaltes (§ 27 Abs. 1 und 3, § 28 Abs. 1 Satz 2 SGB XII). Die Ver-
einbarung soll gewährleisten, dass 
• die Leistungserbringung den Grundsätzen des SGB XII entspricht, 
• die Selbstständigkeit des Anbieters bei der Erbringung der vereinbarten Leistun-

gen in Zielsetzung und Durchführung seiner Aufgaben gewahrt bleibt. 
 

(5) Die Vereinbarung dient zudem der Sicherstellung und Entwicklung von Qualität in der 
pflegerischen und betreuerischen Versorgung außerhalb einer vollstationären Pfle-
geeinrichtung im Sinne des § 71 Abs. 2 SGB XI der in der Vereinbarung genannten 
Zielgruppe. 

(6) Die Vereinbarung regelt: 
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• Art, Inhalt, Umfang und Qualität der Betreuungsleistungen, die vom Anbieter zu 
erbringen sind (Leistungsvereinbarung), 

• die Vergütung und Abrechnung der Entgelte (Vergütungsvereinbarung), 
• die Prüfung der Wirtschaftlichkeit und Qualität der Leistungen (Prüfungsvereinba-

rung). 
 
 

II. Leistungsvereinbarung 
Ziel, Art, Inhalt, Umfang und Qualität der Leistung en 

 
§ 2 Ziel der Leistungen 
 
(1) Das Angebot richtet sich an Menschen, die 

 
• pflege- und/oder betreuungsbedürftig geworden sind (§ 61 Abs. 1 Satz 1 oder 2, 

1. Halbsatz SGB XII), 
• an einer demenziellen Erkrankung leiden, denen ein weiterer Verbleib in der bis-

herigen häuslichen Umgebung nicht möglich ist und die in dem Gebäude xxxxx in 
xxxxx wohnhaft geworden sind, 

• aufgrund von Einschränkungen in ihrer Eigenkompetenz bei der Haushaltsfüh-
rung in ihrer Wohnung und in der sozialen Alltagsbewältigung persönliche Hilfe 
benötigen, 

• aufgrund der Schwere ihrer Erkrankung Rund-um-die-Uhr-Leistungen sowie ei-
nen Ansprechpartner benötigen. 

 
(2) Die Voraussetzungen zur Inanspruchnahme der Leistung sind bei der Auswahl der zu 

betreuenden Person zu beachten. 
 
(3) Ziel der Leistungen ist es, den demenziell erkrankten pflegebedürftigen Menschen 

ein selbstbestimmtes Leben in eigener Häuslichkeit und in häuslicher Gemeinschaft 
soweit wie möglich zu erhalten. Dies wird insbesondere gefördert durch 

 
 → familienähnliches Zusammenleben in einer kleinen Gruppe 

→ räumliche Überschaubarkeit des Wohnumfeldes 
→ einen ganz normalen Tagesablauf 
→ aktive Beteiligung am Alltagsgeschehen. 
 
 

§ 3 Art der Leistungen/Leistungsangebot und Anforde rungen 
 

(1) Der Anbieter betreut die Menschen in der ambulant betreuten Wohngemeinschaft 
und erbringt Versorgungs-, Pflege- und Betreuungsleistungen in Tages- und Nacht-
betreuung und nimmt die Koordination weiterer Dienste wahr. Berücksichtigt werden 
sollen Bewerberinnen und Bewerber, die vor der Betreuung ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt bereits im Kreis Mettmann hatten. Vorrangig sollen insbesondere Interessen-
ten aus dem betreffenden Wohnquartier der Ortslage berücksichtigt werden. Der An-
bieter ist verpflichtet, nahe Angehörige und sonstige Bezugspersonen der Bewoh-
ner/innen soweit möglich in die Leistungserbringung einzubeziehen. 

 
(2)  In Höhe der Ansprüche nach dem SGB V oder SGB XI werden pflegerische Leistun-

gen gesondert erbracht und mit den Kranken- und Pflegekassen abgerechnet. 
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§ 4 Inhalt der Leistungen 

 
(1) Das Angebot des Anbieters umfasst Versorgungs-, Pflege- und Betreuungsleistun-

gen. 
 

(2) Direkte Leistungen 
Die direkten Versorgungsleistungen umfassen, ausgehend vom jeweils individuellen 
Betreuungsbedarf, Unterstützung, Beratung und Anleitung in verschiedenen Alltags-
bereichen. Sie werden durch personenbezogene Betreuungsleistungen erbracht. 
Direkte Betreuungsleistungen, die nicht mit behandlungspflegerischen Leistungen 
nach dem SGB V sowie hauswirtschaftlichen und grundpflegerischen Verrichtungen 
nach dem SGB XI korrespondieren, beziehen sich insbesondere auf folgende Le-
bensbereiche: 
 
• Lebenspraktischer Bereich: Ernährung und Hauswirtschaft, Hygiene, Gesundheit, 

Umgang mit Geld, Korrespondenz, Orientierung, Mobilität;  
• Tagesgestaltung: Tagesstrukturierung, Freizeitgestaltung, Unterhaltung, Auf-

nahme und Gestaltung persönlicher Beziehungen,  
• psychosoziale Leistungen: psychosoziale Beratung, Unterstützung bei der Erwei-

terung der psychosozialen und kommunikativen Kompetenzen, Krisenvorbeu-
gung, Krisenbewältigung.  

 
Diese Leistungen kann der Anbieter nicht zusätzlich zu dem in der Vereinbarung 
festgesetzten monatlichen Entgelt berechnen; sie sind mit dem monatlichen Entgelt 
abgegolten. 
 
In Ausnahmefällen kann der durch den Mieter / die Mieterin frei gewählte ambulante 
Pflegedienst die Pflegeleistungen, die von ihm im Rahmen der ambulanten Pflege 
erbracht werden und über die Vergütung nach dem SGB XI hinausgehen, separat 
berechnen. 
 
Voraussetzung für eine Abrechnung im Einzelfall ist, dass der pflegerische Bedarf 
sowie der erhöhte Hilfe- und Betreuungsbedarf (§ 45 SGB XI) durch ein Gutachten 
des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung nachgewiesen wird. Weiter ist 
im Rahmen der Pflegedokumentation nachzuweisen, dass die zusätzlichen pflegeri-
schen Leistungen im Rahmen der Tätigkeit des ambulanten Pflegedienstes außer-
halb der Rund-um-die-Uhr-Betreuung erbracht werden müssen. Der Kreis behält sich 
vor, die Notwendigkeit und Angemessenheit der Leistungen überprüfen zu lassen. 
 
Bei nicht vollständiger Inanspruchnahme der Leistungen der Pflegeversicherung 
durch den ambulanten Pflegedienst sind die durch die Präsenzkräfte erbrachten 
Pflegeleistungen soweit möglich zu Lasten der Pflegeversicherung mit dieser abzu-
rechnen. Hierdurch im Einzelfall hervorgerufene Einnahmen des Anbieters sind bei 
der Abrechnung in Abzug zu bringen. 
 

(3) Indirekte Leistungen 
Hierzu gehören alle Tätigkeiten, die zur Organisation des Dienstes und des Arbeits-
ablaufes sowie zur Sicherung der Qualität der Leistung erforderlich sind: 

 
• Leitung des Dienstes 
• Verwaltung (Personal- und Finanzbuchhaltung) 
• Organisation (Dienstplanung, Dienstbesprechungen) 
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• Betreuungsplanung sowie die Dokumentation der Leistungen 
• ferner im Einzelfall Koordination pflegerischer Bedarfe/Leistungen mit dem ver-

antwortlichen Pflegedienst als Bestandteil eines übergreifenden Fallmanage-
ments der Betreuungsplanung 

• Einbeziehung naher Angehöriger und sonstiger Bezugspersonen der Bewoh-
ner/innen in die Leistungserbringung 

• Fortbildung, Supervision, Wegezeiten und weitere Regiezeiten 
• Verknüpfung und Koordination des Angebotes zu regionalen Versorgungsstruktu-

ren und die damit verbundene Öffentlichkeitsarbeit 
• Qualitätssicherung 
 
 

§ 5 Umfang der Leistungen 
 
(1) Das Leistungsangebot hat den Erfordernissen einer für die Mieter bedarfsgerechten 

Leistungserbringung zu entsprechen. Die Intensität und Dauer der zu erbringenden 
Leistungen sind am individuell festzustellenden Bedarf auszurichten (§ 9 SGB XII). 
Die Leistungen müssen ausreichend, zweckmäßig und wirtschaftlich sein und dürfen 
nicht zu unverhältnismäßigen Mehrkosten führen. 
 

(2) Die Betreuungsleistungen werden rund um die Uhr an 7 Tagen in der Woche sicher-
gestellt. In den Nachtstunden wird die erforderliche Betreuungsleistung vom Anbieter 
durch eine Nachtbetreuung im Hause garantiert, ebenso die notwendige Kontaktauf-
nahme zum ambulanten Pflegeanbieter bei Bedarf. 

 
(3) Die Betreuungsleistungen werden ergänzend zu behandlungspflegerischen gem. § 

37 SGB V, pflegerischen und hauswirtschaftlichen Leistungen, für die im Einzelfall 
ein Leistungsanspruch gem. §§ 36 ff. SGB XI bzw. gem. §§ 61 ff. SGB XII besteht, 
erbracht. 

 
 

§ 6  Qualität der Leistung 
 
(1)  Strukturqualität 

Der Anbieter legt eine allgemeine Beschreibung und ein fachlich ausdifferenziertes 
Konzept des Betreuungsangebotes vor. Die Betreuungsleistung wird in einem rechts-
verbindlichen Betreuungsvertrag zwischen den Bewohnerinnen und Bewohnern und 
dem Anbieter geregelt, dieser ist unabhängig von dem Mietvertrag abzuschließen. 

 
(2)  Prozessqualität 

In einer individuellen Betreuungsplanung werden unter Beteiligung des Mieters / der 
Mieterin bzw. seiner / ihrer Betreuer Ziele und Betreuungsumfang gemeinsam ver-
einbart. Der Betreuungsprozess wird von der betreuenden Person dokumentiert. 
 
Der Anbieter hat die fachliche Verantwortung für die Planung und Durchführung der 
Betreuungsleistungen sowie die Abstimmung und Kooperation mit den an der Pla-
nung Beteiligten. Eine intensive Rückkoppelung mit dem verantwortlichen Pflege-
dienst ist dabei von besonderer Bedeutung. 
 

(3) Ergebnisqualität 
Der Anbieter hat die fachliche Verantwortung für die Dokumentation des Betreuungs-
prozesses. Er überprüft regelmäßig die Ergebnisse des Prozesses anhand der fest-
gelegten Ziele. Das Ergebnis der Überprüfung ist zwischen dem Anbieter und dem 
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Mieter / der Mieterin bzw. seinem / ihren Betreuer zu erörtern und in der Dokumenta-
tion des Betreuungsprozesses festzuhalten. 
 
 

§ 7  Personelle Ausstattung 
 
(1) Der Anbieter hat zur Erfüllung seiner Aufgaben entsprechend geeignetes Fachperso-

nal vorzuhalten. Einzusetzen sind Mitarbeitende, die aufgrund ihrer Qualifikation und 
Berufserfahrung die Gewähr für eine den demenzkranken Menschen gerecht wer-
dende Durchführung der vereinbarten Leistungen bieten. Hierzu zählen Pflegefach-
kräfte, Pflegehilfskräfte, Mitarbeitende in den Bereichen Hauswirtschaft, Familien-
pflege und Sozialpädagogik/Sozialarbeit, Zivildienstleistende und Absolventen eines 
Freiwilligen Sozialen Jahres.  

 
(2) Schulungen und Fortbildungen im gerontopsychiatrischen Bereich sind für alle Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter alle 2 Jahre nachzuweisen. 
 
(3) Die Vergütung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erfolgt nach BAT / KF (Bundes-

angestelltentarifvertrag Kirchliche Fassung). Die Anzahl der einzusetzenden Mitarbei-
ter wird für das Betreuungsangebot bedarfsgerecht festgelegt. 

 
 

III.  Vergütung 
 
§ 8  
  
Die Vergütung der Vertragsleistungen richtet sich nach der Vergütungsvereinbarung gemäß 

Anlage 2.  
 
 

IV.  Prüfungsvereinbarung 
 
§ 9 Prüfung der Qualität und der Wirtschaftlichkeit  der Leistung  
 

(1) Der Anbieter hat die Leistungen wirksam und wirtschaftlich zu erbringen.  
 

(2) Der Kreis kann die Wirksamkeit der Leistungen nach dieser Vereinbarung auf be-
gründetes Verlangen prüfen oder prüfen lassen, sofern Anhaltspunkte dafür vorlie-
gen, dass der Anbieter die Anforderungen aus dieser Vereinbarung - nicht oder nicht 
mehr erfüllt. Soweit Räume dem Wohnrecht der Mieter unterliegen, dürfen sie ohne 
deren Einwilligung nicht betreten werden.  

 

 
V. Schlussbestimmungen 
 
§ 10 Ausschluss weitergehender Ansprüche, Unwirksam keit einzelner Regelungen, 

Kündigung der Vereinbarung  
 
(1)  Der Kreis übernimmt keine Verpflichtung zur Weiterführung der Maßnahme nach 

Beendigung des Vertragsverhältnisses. Der Anbieter verpflichtet sich, den Kreis aus 
jeglichen Ansprüchen aus § 613 a BGB freizustellen. Dies beinhaltet insbesondere 
sowohl die Weiterzahlung von Lohn- und Gehaltsansprüchen der Mitarbeiterinnen 
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und Mitarbeiter, als auch die Zahlung von evtl. Abfindungsansprüchen nach dem 
Kündigungsschutzrecht.  

 
(4) Ergänzend gelten die Bestimmungen der §§ 75 bis 81 SGB XII.  
 
(5) Die Vereinbarung gilt vorbehaltlich anderer rechtlicher Vorgaben. Die Vertragspartner 

sind zur außerordentlichen Kündigung berechtigt, wenn der Inhalt dieser Vereinba-
rung einer im Zeitpunkt des Vereinbarungsabschlusses noch nicht in Kraft getretenen 
Rechtsverordnungen gem. § 81 SGB XII oder den Rahmenverträgen gem. § 79 SGB 
XII nicht entspricht.  

  
(4)  Der Kreis kann diese Vereinbarung ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen, 

wenn der Anbieter seine gesetzlichen oder vertraglichen Verpflichtungen gegenüber 
den Leistungsempfängern und ihm gegenüber gröblich verletzt, so dass ein Festhal-
ten an der Vereinbarung nicht zumutbar ist. Das gilt insbesondere dann, wenn in der 
Prüfung oder auf andere Weise festgestellt wird, dass Mieter infolge der Pflichtverlet-
zung zu Schaden kommen, gravierende Mängel bei der Leistungserbringung vorhan-
den sind, oder der Anbieter nicht erbrachte Leistungen gegenüber dem Kreis ab-
rechnet. Die Kündigung bedarf der Schriftform.  

 
(5) Änderungen oder Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform. Münd-

liche Absprachen sind unwirksam. Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinba-
rung ganz oder teilweise rechtsunwirksam sein oder werden, so wird die Gültigkeit 
der übrigen Vereinbarung hierdurch nicht berührt; sie ist im Sinne des ursprünglichen 
Inhalts auszulegen. 

 
 
§ 11  Inkrafttreten und Laufzeit der Vereinbarungen   
 
(1) Diese Vereinbarung tritt am xxxxx in Kraft. 

 
(2) Die Vereinbarung kann von jeder Vertragspartei mit einer Frist von sechs Kalender-

monaten zum Halbjahresende ganz oder teilweise gekündigt werden. 
 
 

Mettmann, xxxxx 

 

Für den Anbieter      Für den Kreis Mettmann 
    

 

 

         

 

















Anlage 2  
zur Leistungs- und Prüfungsvereinbarung gemäß § 75 SGB XII  
über eine ambulant betreute Wohngemeinschaft für demenzerkrankte Menschen 

 
Vergütungsvereinbarung 

zwischen 
 

dem örtlichen Sozialhilfeträger, 
Kreis Mettmann, vertreten durch den Landrat, 

 - nachstehend "Kreis“ genannt - 
und 

dem Diakonischen Werk im Kirchenkreis Niederberg e. V. 
- im Folgenden "Anbieter“ genannt - 

für die  

ambulant betreute Wohngemeinschaft für demenzerkrankte 
Menschen 

in  

xxxxx 
 
 
(1) Voraussetzung der Kostenübernahme nach SGB XII für die Inanspruchnahme der 

Leistungen ist neben der Zugehörigkeit zur Zielgruppe (4) eine 
Anspruchsberechtigung der jeweiligen Mieter für Pflegeleistungen gem. § 36 SGB XI, 
bzw. § 61 SGB XII, nachgewiesen gegenüber dem Sozialhilfeträger durch eine 
entsprechendes Gutachten des MDK über die Pflegebedürftigkeit bzw. den 
erheblichen allgemeinen Betreuungsaufwand gem. § 45 a SGB XI. 
 
Der Anbieter verpflichtet sich, den zukünftigen Mieter/die zukünftige Mieterin bzw. 
dessen/deren Angehörige oder Betreuer zu unterrichten, dass gemeinsam mit den 
sozialhilferechtlichen Antragsunterlagen (SH-Grundantrag, Unterlagen über die 
Einkommens- und Vermögenssituation) beim Sozialamt insbesondere folgende 
Unterlagen einzureichen sind: 
 
 Informationen über Art und Umfang des Hilfebedarfs und der beantragten 

Leistung, 
 ein fachärztliches Zeugnis, aus dem die Zugehörigkeit zur Zielgruppe dieser 

Vereinbarung hervorgeht, 
 bei pflegeversicherten Personen eine Kopie des MDK-Gutachtens, 
 eine Schilderung der bisherigen ambulanten Betreuungssituation sowie 

Benennung der Gründe für den Wechsel in die angestrebte Betreuungsform, 
 ein (ggf. vorläufiger) Versorgungs-, Pflege- und Betreuungsplan. 
 

(2)  Zur Finanzierung der Leistungen vereinbaren die Vertragsparteien monatliche 
Entgelte.  

 
(3)  Durch die monatlichen Entgelte werden alle erbrachten Leistungen im Rahmen dieser 

Vereinbarung abgegolten, soweit sie nicht durch Pauschalen, Leistungen anderer 
Kostenträger als des Kreises oder Eigenleistungen des Bewohners/der Bewohnerin 



und deren Angehöriger einzubringen sind. Der Anbieter verpflichtet sich, bei der 
Klärung der Zahlungsverpflichtungen Unterhaltspflichtiger im erforderlichen Umfang 
mitzuwirken.  

 
(4)  Änderungen der vereinbarten Vergütung sind durch eine pauschale Fortschreibung 

oder bei wesentlichen Veränderungen in den Kostenblöcken bzw. im 
Leistungsangebot durch Einzelverhandlungen möglich. Sie sind rechtzeitig geltend zu 
machen. Der Anbieter verpflichtet sich, dem Kreis unverzüglich gravierende 
Änderungen, die eine Reduzierung oder Erhöhung des monatlichen Entgeltes 
bedingen (z. B. Abweichung von den Anforderungen des § 4 dieser Vereinbarung, 
etc.), mitzuteilen. Die Richtigkeit der Angaben ist in geeigneter Form nachzuweisen. 
Ergeben sich bei der Überprüfung der eingereichten Unterlagen Unklarheiten, so sind 
im erforderlichen Umfang zusätzliche Erläuterungen zu geben. 

 
(5)  Der Kreis trägt die monatlichen Entgelte im Umfang seiner Leistungsverpflichtungen 

nach dem SGB XII (Kostenakzeptanz). Die sozialrechtlichen Voraussetzungen 
ergeben sich aus § 2 (8). Der Anbieter stimmt zu, dass bei einer Kostenzusage 
seitens des Sozialhilfeträgers direkt mit diesem abgerechnet wird. Der Anbieter 
verpflichtet sich, von Selbstzahlerinnen/Selbstzahlern bei gleicher Leistung ebenfalls 
monatliche Entgelte zu berechnen, die in ihrer Höhe den von dem Kreis gezahlten 
Entgelten entsprechen. 

  
(6)  Die Leistungen des Kreises sind abhängig von der sozialhilferechtlichen 

Bedarfssituation und dem Einkommen und Vermögen des jeweiligen Mieters/ der 
Mieterin, soweit deren Einsatz in Anwendung der Vorschriften des Elften Kapitels 
SGB XII im Einzelfall zuzumuten ist. Der Kreis behält sich in jedem Einzelfall die 
Prüfung der sozialhilferechtlichen Angemessenheit der Hilfe im Sinne des § 9 Abs. 2 
und § 13 SGB XII vor. 

 
(7) Das monatliche Entgelt für die sozialen Betreuungsleistungen beträgt xxxxx € pro 

Person. 
 
(8) Bei festgestellter Leistungspflicht des Kreises werden die monatlichen Entgelte 

abzüglich des festgesetzten Einkommenseinsatzes in einer Summe monatlich jeweils 
zum 1. eines jeden Monats gezahlt. Hält sich der Mieter vorübergehend nicht in der 
Wohngemeinschaft auf (z.B. Krankenhausaufenthalt, Urlaub des Mieters / der 
Mieterin), wird ab dem 4. Abwesenheitstag die Betreuungspauschale pro Tag um 25 
% gekürzt. Der Anbieter ist verpflichtet eine entsprechende Veränderungsanzeige 
gegenüber dem Kreis vorzunehmen, die Verrechnung erfolgt dann mit der nächsten 
Abrechnung. 

 
(9) Zeichnet sich ab, dass die unter Ziffer 6 vereinbarten Entgelte zu einer erheblichen 

Über- oder Unterdeckung führen, vereinbaren die Parteien, die Entgelte 
entsprechend anzupassen (Experimentierklausel). Dazu sind vom Anbieter 
Unterlagen über sämtliche Einnahmen und Ausgaben für die Wohngemeinschaft 
erbrachten Leistungen vorzulegen. Der Anbieter verpflichtet sich ausdrücklich, den 
Kreis unverzüglich über eine sich abzeichnende Überdeckung (z.B. wegen sinkender 
Personalkosten, etc.) zu informieren. 

 
(10) Diese Vereinbarung tritt am xxxxx in Kraft. 

 
(11)  Die Vereinbarung kann von jeder Vertragspartei mit einer Frist von drei 

Kalendermonaten zum Monatsende gekündigt werden. 
 
 
Ort, Datum 
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